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Gesetz zur Bekämpfung des Rauschgifthandels 
(Gesetzentwurf des Abgeordneten Dr. Althammer 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Im Opiumgesetz von 1929 war die Täterpersönlichkeit des 
Rauschgifthändlers nicht besonders herausgestellt, weil Rausch- 
gifthandel und Rauschgiftkonsum in Deutschland keine wesent- 
liche Rolle spielten. Das rapide Ansteigen der Rauschgiftdelikte 
in den letzten Jahren ist bedingt durch die ständige Vergröße- 
rung des Angebots vor allem an Haschisch. Der Rauschgift- 
handel in der Bundesrepublik wird weitgehend von ausländi- 
schen Tätern beherrscht. Um die Gefahren für die Gesundheit 
der Bevölkerung, vornehmlich der heranwachsenden Jugend, 
zu vermindern, ist eine Erhöhung der Strafandrohung für 
Rauschgifthandel und für Abgabe von Rauschgift an Jugend- 
liche geboten. 


B. Lösung 

Die in § 10 des Opiumgesetzes gegebenen Strafbestimmungen 
werden neu gefaßt. Die schweren Fälle des Rauschgifthandels, 
der organisierten Begehung von Rauschgiftdelikten und der Ab- 
gabe von Rauschgift an Personen unter 18 Jahren werden mit 
einer Mindeststrafe von drei Jahren Freiheitsentzug bedroht. 
Die in § 10 des Ausländergesetzes vorgesehene Ausweisungs- 
möglichkeit für straffällig gewordene Ausländer wird bei Ver- 
stoßen gegen die o. g. Tatbestände in zwingendes Recht um- 
gewandelt. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Antrag 

des Abgeordneten Dr. Althammer 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Bekämpfung des Rauschgifthandels 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Betäubungs- 
mitteln (Opiumgesetz) vom 10. Dezember 1929 
(Reichsgesetzbl. I S. 215), geändert durch Gesetz 
vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 10 erhält folgende Fassung: 

„§ 10 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
wird, sofern nicht nach anderen Strafgesetzen 
eine schwerere Strafe verwirkt ist, bestraft, 

1. wer die Stoffe und Zubereitungen ohne die 
in § 3 vorgeschriebene Erlaubnis einführt, 
ausführt, gewinnt, herstellt, verarbeitet, Han- 
del mit ihnen treibt, sie erwirbt, abgibt, ver- 
äußert oder sonst in den Verkehr bringt oder 
sie in nicht genehmigten Örtlichkeiten ge- 
winnt, herstellt, verarbeitet, aufbewahrt, feil- 
hält oder abgibt; 

2. wer die Stoffe und Zubereitungen ohne den 
in § 4 vorgeschriebenen Bezugsschein erwirbt, 
abgibt oder veräußert; 

3. wer, um einen Bezugsschein zu erlangen, zur 
Täuschung des Bundesgesundheitsamtes 
(Opiumstelle) in einem Antrag unrichtige 
Angaben tatsächlicher Art macht oder von 
einem Antrag, der unrichtige Angaben tat- 
sächlicher Art enthält, Gebrauch macht; 


4. wer dem in § 9 ausgesprochenen Verbot zu- 
widerhandelt; 

5. wer den aufgrund des § 8 erlassenen Be- 
stimmungen zuwiderhandelt; 

6. wer, um eine ärztliche Verschreibung für 
Stoffe und Zubereitungen zu erlangen, zur 
Täuschung des verschreibenden Arztes un- 
richtige Angaben tatsächlicher Art macht oder 
von solchen Angaben Gebrauch macht. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) In schweren Fällen wird die Tat mit Frei- 
heitsstrafe nicht unter drei und bis zu zehn Jah- 
ren bestraft. Ein schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn 

1. der Täter die Tat seines Vorteils wegen be- 
gangen hat, 

2. bei der Tat mehrere mitwirken, die sich zur 
fortgesetzten Begehung verbunden haben, 

3. die Stoffe oder Zubereitungen an eine Person 
unter 18 Jahren veräußert oder abgegeben 
werden. 

(4) Wer die Tat in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1, 2, 4 und 5 fahrlässig begeht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld- 
strafe bestraft. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 gel- 
ten auch dann, wenn Stoffe oder Zubereitungen 
als solche der im § 1 bezeichneten Art in den 
Verkehr gebracht werden, ohne es zu sein. 

(6) Stoffe und Zubereitungen, auf die sich die 
Straftat bezieht, können eingezogen werden." 
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2. Eingefügt wird folgender § 10 a: 

„§ 10 a 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. den aufgrund des § 4 Abs. 2 oder Abs. 4, 
des § 5 Abs. 2, des § 6 Abs. 1 oder 3, des 
§ 7 oder des § 12 erlassenen Bestimmungen 
zuwiderhandelt; 

2. die ihm obliegende Führung des Lagerbuches 
unterläßt oder unrichtige oder unvollständige 
Eintragungen vornimmt oder der ihm oblie- 
genden Pflicht zur Auskunftserteilung oder 
zur Gewährung der Einsicht in die geschäft- 
lichen Aufzeichnungen und Bücher nicht nach- 
kommt; 

3. den nach § 2 Abs. 3 a erlassenen Anordnun- 
gen des Bundesgesundheitsamtes (Opium- 
stelle) zuwiderhandelt; 

4. die Stoffe oder Zubereitungen entgegen den 
Bestimmungen der Verträge des Weltpost- 
vereins mit der Post versendet. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zehntausend Deutsche Mark geahn- 
det werden. 

(4) Stoffe und Zubereitungen, auf die sich die 
Ordnungswidrigkeit bezieht, können eingezogen 
werden. 

(5) Für die Verfolgung und Ahndung der Ord- 
nungswidrigkeiten nach diesem Gesetz ist das 


Bundesgesundheitsamt (Opiumstelle) zuständig, 
soweit nicht in den aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen mit Zustimmung 
des Bundesrates etwas anderes bestimmt wird." 

Artikel 2 

Das Ausländergesetz vom 28. April 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 353), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 25. Juni 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 741), wird 
wie folgt ergänzt: 

§10 wird wie folgt geändert: 

1. Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Ein Ausländer ist nach Vollzug der Strafe 
auszuweisen, wenn er wegen eines Verstoßes 
gegen § 10 Abs. 3 des Opiumgesetzes rechtskräf- 
tig verurteilt worden ist." 

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und erhält 
folgende Fassung: 

„(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 und 9 
und des Absatzes 2 dürfen den mit der Aus- 
führung dieses Gesetzes betrauten Behörden die 
erforderlichen Auskünfte erteilt werden." 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 11. November 1970 


Dr. Althammer 
Haase (Kassel) 

Niegel 
Dr. Probst 
Dr. Riedl (München) 

RÖhner 
Dr. Sprung 
Dr. Warnke 
Windelen 
Wohlrabe 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


In zunehmendem Maße hat sich gezeigt, daß der 
Rauschgifthändler zu einem Straftäter von beson- 
derer Sozialschädlichkeit geworden ist. Deshalb er- 
scheint eine Herausstellung dieser Straftat und eine 
härtere Bestrafung dringend geboten. 

Der zunehmende Rauschgifthandel, auch der durch 
Gelegenheitstäter, ist die wesentliche Quelle für 
das rapide Ansteigen der Rauschgiftdelikte. 

Während 1963 insgesamt 820 Delikte dieser Art 
bekannt wurden, waren es 1969 bereits 4761 Delikte. 
Von den dabei als Täter festgestelLten 4405 Perso- 
nen waren 1345 Heranwachsende (1963: 17), 756 
Jugendliche (1963: 2), sowie sechs Kinder (1963: 0). 
Besonders hervorzuheben ist der rasche Anstieg der 
Deliktszahlen vom ersten zum zweiten Halbjahr 
1969 (1. Halbjahr: 1471; 2. Halbjahr: 3290). Diese 
galoppierende Steigerung setzte sich im ersten Halb- 
jahr 1970 mit 5861 bekanntgewordenen Rauschgift- 
delikten fort. Das sind mehr als in den Jahren 1963 
bis 1967 zusammengenommen und bereits auch mehr 
als im ganzen Jahr 1969. 

Kennzeichnend ist auch die ständig wachsende 
Zahl von früher seltenen Apothekeneinbrüchen. 
Im Jahre 1966 wurden in der Bundesrepublik 10 
solcher Straftaten gezählt, in den ersten 10 Monaten 
des Jahres 1970 wurden bereits 365 Apothekenein- 
brüche verübt, von denen bislang weniger als ein 
Drittel aufgeklärt werden konnten. 

Das gebräuchlichste Rauschgift ist Haschisch (Canna- 
bis) geworden. Von dieser Droge wurden 1963 ins- 
gesamt 38,1 kg durch die Ermittlungsbehörden 
sichergestellt. Im Jahre 1969 waren es bereits 2278 
kg. Die bisherige Entwicklung im laufenden Jahr 
läßt ein noch viel stärkeres Ansteigen erwarten. 

Im Jahre 1969 wurden gegen Händler, Schmuggler 
und Erwerber von Rauschgiften 2536 Strafverfahren 
durchgeführt. 

Diese Erkenntnisse zwingen dazu, durch Verschär- 
fung der Strafdrohung den Handel mit Rauschgift zu 
bekämpfen. Hiervon ist eine dämpfende Wirkung 
auf den Bereich der übrigen Rauschgiftdelikte zu er- 
warten. 

Aus kriminalpolitischen Erwägungen erscheint es 
notwendig, den bisherigen § 10 Opiumgesetz in 
Straf- und Ordnungswidrigkeittatbestände aufzu- 
gliedern und innerhalb der Straftatbestände zwi- 
schen Grundtatbeständen (Absatz 1) und besonders 


I schweren Fällen (Absatz 3) zu differenzieren. Als 
! Vergehen sollen weiterhin bestraft werden Ver- 
stöße gegen § 10 Abs. 1 Nr. 1, 2, 3 und 4 und Ver- 
stöße gegen die Rechtsordnung, die auf § 8 des 
Opiumgesetzes beruht. Hierbei handelt es sich um 
Handlungen, die nach ihrem Gewicht kriminelles 
Unrecht darstellen. 

Das Opiumgesetz hat bislang eine besondere Straf- 
bestimmung gegen das Erschleichen von Rezepten 
nicht für erforderlich gehalten, weil es offenbar an- 
nahm, die ärztliche Prüfung der Einzelfälle würde 
Täuschungen ausschließen. Diese Annahme ist heute 
nicht mehr gerechtfertigt. Das strafwürdige Verhalten 
liegt nicht erst im Gebrauchmachen des Rezeptes, 
sondern bereits in der Täuschung des Arztes, um das 
Rezept zu erlangen. Deshalb ist hierfür in § 10 
Abs. 1 Nr. 6 eine entsprechende Strafbestimmung 
vorgesehen. 

Besonders schwere Fälle (Absatz 3): Als Straf- 
schärfungsgründe sind anzusehen, die Absicht des 
Täters, durch die Tat einen Vorteil zu erwerben, 
egal ob gewerbsmäßig oder gelegentlich, und die 
bandenmäßige Tatbegehung sowie Abgabe von 
Suchtmitteln an Personen unter 18 Jahren. Als 
Mindeststrafe für die qualifizierten Rauschgiftdelikte 
muß ein Strafmaß eingesetzt werden, das im Regel- 
fall die Aussetzung zur Bewährung ausschließt und 
für die Täter eine wirklich empfindliche Strafe dar- 
stellt. 

Alle anderen Vorschriften des § 10 Abs. 1 a. F. des 
Opiumgesetzes sind als Ordnungswidrigkeiten zu 
charakterisieren, da es sich bei ihnen um Tatbe- 
stände im strafrechtlichen Vorfeld handelt. Die Ein- 
ordnung als Ordnungswidrigkeit ermöglicht es, dem 
Bundesgesundheitsamt Geldbußen zu verhängen, die 
oft wirkungsvoller als die Verhängung einer in die- 
sen Fällen zumeist nicht alzu hoch ausfallenden Frei- 
heitsstrafe sind. 

Wegen der starken Beteiligung von Ausländern an 
Rauschgiftvergehen in der Bundesrepublik (1969 
wurden 718 Ausländer als Täter überführt) ist eine 
Verschärfung der Ausweisungsbestimmungen ge- 
boten. 

„Das Haschgeschäft ist heute durchorganisiert wie 
militärische Kommandounternehmen. . . . Die eigent- 
lichen Profitmacher in Deutschland sind die Organi- 
satoren, fast immer Ausländer" (Welt, 8. Oktober 
1970). 
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